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N Von Carolin Drube 
ichtregierungsorganisationen (non-go-
vernmental organisations, NGOs) sind vor 

dem Hintergrund einer langen Entstehungsge-
schichte keine Erscheinung des globalisierten 
Zeitalters. Dennoch wird die Diskussion um den 
politischen Einfluss und die Legitimität von nicht-
staatlichen Organisationen so heftig wie nie zuvor 
geführt. Während sich für manche in dieser Zu-
sammenarbeit eine Form der Zivilgesellschaft wi-
der spiegelt, kritisieren andere deren nicht demo-
kratisch legitimierte Einflussnahme. Der 
Kontroverse liegt eine neue Qualität der Koopera-
tionsbeziehungen zwischen Staat und Gesellschaft 
zugrunde, die das Resultat eines veränderten 
Selbstverständnisses der Umweltschutz orga- 
nisationen und alternativer Formen der politischen 
Steuerung ist. Diese Wechselwirkung hat die Ein-
beziehung von nichtstaatlichen Akteuren zu einer 
politischen Notwendigkeit werden lassen (1). 

  Vom protestakteur zum  
kooperationspartner

Spätestens seit dem Gipfel von Rio 1992 rücken 
Umweltorganisationen verstärkt ins öffentliche 
Bewusstsein und werden zu politischen Partnern 
der Entscheidungsträger. Einfluss nehmen Um-
weltorganisationen seitdem in erster Linie durch 
Wissen und die Sensibilisierung einer kritischen 
Öffentlichkeit. Wurden Aufsehen erregende Akti-
onen vor 20 Jahren noch als Affront gegen die 
Politik verstanden, so fällt dies heute unter die 
Kategorie des politischen Monitorings. Vor allem 
vor dem Hintergrund der Verlagerung von poli-
tischen Entscheidungen auf die europäische und 
internationale Ebene wird Umweltorganisationen 
mit dieser Aufgabe eine wichtige demokratische 

Funktion zugesprochen (2). Indem sie für mehr 
Transparenz in staatlichen Entscheidungsprozes-
sen sorgen, verhindern sie, dass politische Be-
schlüsse hinter dem Rücken der Öffentlichkeit 
gefällt werden. Dabei steht ihnen eine Bandbreite 
an Instrumenten der Öffentlichkeitsarbeit wie die 
Verbreitung von Informationsbroschüren, Weiter- 
bildungsangebote und öffentlichkeitswirksame 
Aktionen zu Verfügung.

  entscheidend ist der  
sachverstand

Während traditionelle korporatistische Akteure 
wie Industrieverbände und Gewerkschaften be-
reits seit Jahrzehnten in politische Entscheidungs-
prozesse eingebunden sind und über ausreichend 
finanzielle Mittel und Sanktions mecha- 
nismen verfügen, entwickelt sich erst allmählich 
ein Netzwerk zwischen den politischen Akteuren 
und den Umwelt-NGOs. Die NGO-Bewegung hat 
aber auch deutlich werden lassen, dass politische 
Einflussnahme außerhalb der Exekutive möglich 
ist. Sachkompetenz ist heute zum zentralen Merk-
mal ihres politischen Einflusspotenzials gewor-
den. Ohne spezielles Wissen und einen Vorsprung 
an Informationen sind umweltpolitische Nichtre-
gierungsorganisationen weitgehend machtlos. 
Bereits im Vorfeld von Konferenzen unterbreiten 
Umweltorganisationen Vorschläge für Regierungs-
erklärungen, nehmen Kontakt zu Delegierten auf 
und versuchen so, die politische Agenda zu beein-
flussen. Die Bereitstellung entscheidungsrele-
vanter Expertise spielt eine entscheidende Rolle 
bei der Vorbereitung von Beschlüssen und Geset-
zen, ebenso wie beim Setzen von Begriffen und 
bei der Strukturierung von Themen. Wie erfolg-
reich ihre Lobbyarbeit letztendlich ist, zeigt sich, 

wenn sich Sachzusammenhänge, Empfehlungen 
und Begriffe in politischen Abkommen und Kon-
ventionen wieder finden. 

  die Governance-debatte
Die ausdifferenzierte Wahrnehmung politischer 
Steuerungsmöglichkeiten und die Neudefinition 
des Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft 
hat dazu geführt, dass heute NGOs als politischer 
Akteur angesehen werden. Die veränderten Koo-
perationsbedingungen sind sowohl Ausdruck als 
auch Impuls der Diskussion um neue Formen der 
politischen Steuerung. Politische Steuerung wird 
in der Governance-Debatte als Bündelung der ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Akteure zur gemeinsamen Problemlösung jenseits 
territorialer Grenzen verstanden. Das Konzept be-
ruht auf konsensbasierten Regelungen und dis-
kursiven Aushandlungsprozessen und läßt tradi-
tionelle Formen der command-and-control 
Regu lation in den Hintergrund treten (3). Die 
Aktualität der Governance-Debatte ist eine Reak-
tion auf die Krise staatlicher Leistungsfähigkeit, 
die sich in unsicheren Ursache-Wirkungs-Zusam-
menhängen, eine Vielzahl von Handlungsalterna-
tiven sowie in einer sinkenden Geltungsreichwei-
te politischer Entscheidungen nieder schlägt (4).

  wechselseitige annäherung
Dieser Steuerungsansatz hat zu einer Öffnung der 
Politik beigetragen und dazu geführt, dass der 
politische Beteiligungsanspruch der Nichtregie-
rungsorganisationen heute keine kommunikative 
Einbahnstraße mehr ist. Nicht nur Umweltorgani-
sationen suchen den Kontakt zu den politischen 
Entscheidungsträgern sondern auch umgekehrt. 
Einhergehend mit der zunehmenden Komplexität 
von Sachfragen können politische Akteure nur 
noch bedingt Antworten auf anfallende Fragen 
und Problemkontexte finden, weshalb sie mehr 
und mehr auf Expertenwissen angewiesen sind. 
Darüber hinaus versprechen sich die politischen 
Entscheidungsträger von der Einbeziehung nicht-
staatlicher Akteure eine Aufbesserung ihres Images. 
Während Meinungsumfragen gesellschaftlichen 
Vertrauensschwund in die politische Problemlö-
sungsfähigkeit diagnostizieren, erfreuen sich Um-
weltorganisationen nach wie vor großer Beliebtheit 
und Integrität bei der deutschen Bevölkerung (5). 
Dem Wähler soll die neue Kooperation frischen 
Wind bei der Problemlösung, die Auflösung ver-
krusteter Verwaltungsstrukturen und Effizienzge-
winne signalisieren. Die Hinwendung zum Dialog 
mit Nichtregierungsorganisationen ist ein parteiü-
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bergreifendes Phänomen, wenngleich sich deut-
liche Unterschiede hinsichtlich der Wahl der Ge-
sprächspartner verzeichnen lassen. 
Umweltorganisationen haben auf die veränderten 
politischen Rahmenbedingungen und die daraus 
resultierenden Gelegenheiten mit einer Neube-
wertung ihres institutionellen Selbstverständnisses 
reagiert. Durch eine gezielte Strategie, die stärker 
auf Kooperation denn auf Konfrontation ausge-
richtet ist, haben Umwelt-NGOs ihre politischen 
Zugangsmöglichkeiten sukzessiv genutzt und aus-
geweitet (6). Doch trotz all dieser Tendenzen 
beginnt erst langsam ein Nachdenken über die 
strukturierte und formalisierte Einbeziehung ge-
sellschaftlicher Akteure.

  erste ansätze einer  
Institutionalisierung

In ihrer Koalitionsvereinbarung verpflichtete sich 
die rot-grüne Regierung 1998 zu einem struktu-
rierten Dialog mit umweltpolitischen Akteuren. 
Bis heute ist dieser jedoch nur ansatzweise – zum 
Beispiel im Rat für Nachhaltige Entwicklung – 
verwirklicht. Die 17 Ratsmitglieder, von denen 
drei dem Kreis der Umwelt-NGOs zuzuordnen 
sind, haben die Aufgabe, die Bundesregierung zu 
beraten und zur Konkretisierung der Nachhaltig- 
keitspolitik beizutragen, um das Konzept einer 
breiten Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Da-
mit ist zweifelsohne der Wunsch verbunden, die 
Politik der Nachhaltigkeit jenseits von parteipoli-
tischen Querelen voranzutreiben und Reformvor-
schläge in Abstimmung mit gesellschaftlichen 
Akteuren abzusichern. Zwar lässt sich tendenziell 
mit dem Regierungswechsel eine Öffnung des po-
litischen Entscheidungsprozesses erkennen. Je-
doch darf dies nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich die langsam beginnende Institutionali-
sierung von Zugangsmöglichkeiten auf eine klei-
ne, ausgesuchte Gruppe von nichtstaatlichen Ak-
teuren beschränkt. 

  Grenzen der macht
Wie groß ist folglich der politische Einfluss von 
Umweltorganisationen? Die Euphorie nach dem 
großen Verhandlungserfolg von Rio ist abgeklun-
gen. Die Hoffnung der Nichtregierungsorganisati-
onen auf einen breiten, institutionalisierten und 
formalisierten Dialog nach dem Regierungswech-
sel hat sich nicht bestätigt. Doch auch wenn ein 
qualitativer Fortschritt in den Beziehungen zwi-
schen Staat und Gesellschaft nach dem Regie-
rungswechsel nur für einige wenige zutrifft, zeigt 
die gestiegene Anzahl und Kontinuität der Treffen, 

dass die Kooperation zwischen staatlichen und 
nichtstaatlichen Akteuren keine „politische Ein-
tagsfliege“ mehr ist. Mittlerweile nehmen Umwelt-
organisationen häufig als umweltpolitische Bera-
ter weitab von der medialen Aufmerksamkeit an 
politischen Entscheidungsprozessen teil. 
So lange es keine formalisierten oder zumindest 
institutionalisierten Zugangsmöglichkeiten für 
Nichtregierungsorganisationen gibt, wird ihr po-
litischer Einfluss weiterhin situativ bedingt, das 
heißt von der politischen Krisenlage abhängig 
sein, ebenso wie von der Brisanz des Themas und 
der Bereitschaft der politischen Entscheidungs-
träger, NGOs einzubinden. Gerade vor dem Hin-
tergrund der Terroranschläge in den USA ist deut-
lich geworden, dass sich politische Prioritäten 
von heute auf morgen ändern können und dass 
unterschiedliche Situationen auch unterschied-
liche Steuerungsmechanismen bedingen. Dabei 
sind diskursive Aushandlungsprozesse eben nur 
eine von vielen möglichen Steuerungsalternativen 
für politische Akteure.

  ausblick: „jede regierung ist nur 
so gut wie ihre...“ nGo?

Insgesamt sind Umweltorganisationen zu einem 
relevanten politischen Akteur geworden. Freilich 
ist noch weitgehend offen, wie eine institutionali-
sierte Verzahnung von gesellschaftlicher und poli-
tischer Ebene aussehen kann. Die Diskussion um 
Global Governance und die Zusammenarbeit mit 
nichtstaatlichen Organisationen hat die Politik um 
eine neue, unkonventionelle Steuerungsform be-
reichert. Diskursive Aushandlungsprozesse greifen 
vor allem dort, wo es beiden Seiten um die Suche 
nach der besten Lösung und nicht um parteipoli-
tische Interessenkonflikte geht. Die Aufgabe für die 
Zukunft wird die Suche nach Formen „institutiona-
lisierter Nicht-Institutionalisierbarkeit“ (7) sein, 
um die Vorteile von Diskursen unter externer Be-
teiligung strategisch nutzen zu können. 
Die Schwierigkeiten liegen auf der Hand. Bei ei-
ner formalisierten Beteiligung laufen Umweltor-
ganisationen Gefahr, die eigentliche Begründung 
ihres politischen Einflusses zu unterlaufen. Gelten 
sie heute noch als politisch unabhängig und dem 
Thema verpflichtet, kann der politische Bedeu-
tungszuwachs morgen ihre eigene Unterwande-
rung bedeuten. NGOs müssen daher unabhängig 
vom Staat und seinen finanziellen Mitteln sein. 
Dies ist auch im Sinn der Politik, da die Qualität 
von NGOs in hohem Maße an deren Eigenständig-
keit gekoppelt ist. Nur so lässt sich auch gewähr-

leisten, dass umweltpolitische Interessengruppen 
weiterhin nach alternativen und unkonventio-
nellen Lösungsansätzen suchen. 
Die staatlichen Akteure müssen dabei die Bereit-
schaft mitbringen, neue Wege in der Problemlö-
sung zu gehen. Die Kooperationsebenen könnten 
je nach Thema relativ lose Gesprächszirkel, ent-
scheidungsvorbereitende Netzwerke und gemein-
same Projekte mit dem Ziel, einen kontinuier-
lichen und transparenten Austausch zwischen 
Staat und Gesellschaft zu gewährleisten, sein. 
Auf dieser Basis könnte die Politik an gesellschaft-
licher Akzeptanz zurückgewinnen, was auch dazu 
führen könnte, dass Aufgabendelegation an und 
Einbeziehung von nichtstaatlichen Akteuren kei-
nen Verlust staatlicher Handlungsmacht, sondern 
durchaus einen Gewinn an Steuerungsfähigkeit 
bedeutet. 
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